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SIMON MARTI

Am 26. Mai beendete der Bun-
desrat die Verhandlungen 
über ein Rahmenabkommen 

mit der EU. Tragfähige Alternativen 
aber bleibt die Regierung noch im-
mer schuldig. Eine Ratlosigkeit, die 
so überhaupt nicht neu ist in der 
Europapolitik, die scheinbar ewig 
hin- und herschaukelt zwischen 
europäischem Wunschdenken und 
der Furcht vor der heimatlichen 
Abstimmungsurne. 

Den Anfang des Schweizer 
Wegs markiert der gescheiterte 
Beitritt zum Europäischen Wirt-
schaftsraum (EWR). Dieses magis-
trale Fiasko besiegelte den Aufstieg 
der SVP und prägt das Sag- und 
Machbare in der Schweizer Politik 

bis heute. Ein wichtiges Kapitel 
dieser Geschichte lässt sich nun 
endlich detailliert nachzeichnen. 
Selbst die verfrühte Ankündigung 
der Bundesräte Felber und Dela-
muraz im Herbst 1991, wonach die 
Schweiz sich aufmache, der dama-
ligen Europäischen Gemeinschaft 
beizutreten, erscheint in einem 
anderem Licht.

Pünktlich zum Jahreswechsel hat 
die Forschungsstelle Diplomatische 
Dokumente der Schweiz (Dodis) 
Sitzungsprotokolle des Bundesrats 
von 1991 und zahlreiche weitere 
Akten nach Ablauf einer 30-jähri-
gen Sperrfrist zugänglich gemacht. 
Die wichtige Publikation zeigt, dass 
sich der Bundesrat damals an den 
gleichen Fragen aufrieb, die seine 
Erben noch immer verfolgen. 

Als es mit dem Kommunismus in 
Europa zu Ende ging, wählte das 
Parlament den glühenden Euro
päer Flavio Cotti zum Bundesprä
sidenten. Und der Vorsteher des 
Innendepartements meldete schon 
Anfang 1991 seinen Gestaltungs-
willen in der Europapolitik an. 

Damit griff er in die Domäne 
zweier Romands ein, die das Dos
sier bislang fest in Händen gehalten 
hatten. Wirtschaftsminister Jean-
Pascal Delamuraz und Aussenmi-
nister René Felber waren dabei, den 
Beitritt zum Europäischen Wirt-
schaftsraum (EWR) auszuhandeln. 

Die EWR-Verhandlungen verlie-
fen harzig, die Kompromissbereit-
schaft der EG war gering. Bern und 
Brüssel stritten endlos über die 
Gerichtsbarkeit und die Regeln für 
die Personenfreizügigkeit. 

Darin mischte sich auf Schweizer 
Seite bald die Angst, bei der histo-
rischen Einigung Europas abseits-
zustehen. Bei einem Alleingang 
hätte das Land alles zu verlieren, 
raunte Delamuraz im Frühling 1991 
seinen Kollegen zu.

Doch im März schrieb Cotti an Kol-
lega Delamuraz, dass sich die Ge-
spräche, in die man mit so viel Hoff-
nung und Engagement gestiegen 
sei, als eine «ununterbrochene 
Folge von Enttäuschungen erwie-
sen» hätten. Es stelle sich die Frage, 
«ob es nicht besser wäre, die EWR-
Verhandlungen so schnell wie mög-
lich abzubrechen». Die Chancen auf 
eine Mehrheit im Volk scheine ihm 
gering. 20 Monate vor der EWR-
Abstimmung nahm Cotti die Nie-
derlage vorweg. 

Unsichere Mehrheitsverhältnisse 
zu Hause, unnachgiebige Verhand-
lungspartner in Europa – der Bun-
desrat hatte sich in eine Sackgasse 
manövriert. Zugleich formierte 
sich in der Regierung eine Mehr-
heit, die eine EG-Vollmitglied-
schaft anstrebte. 

Zwar geisselte der SP-Magistrat 
Otto Stich die EG als «noch zu zen-
tralistisch und zu undemokratisch». 
Doch solch kritische Bewertungen 
sind rar in den Protokollen von 
1991. Der EG-Beitritt verfestigte 
sich zur fixen Idee, je schwieriger 

sich die EWR-Verhandlungen ge-
stalteten.

«Die Meinungen zu den Optionen 
EWR, EG-Beitritt oder Alleingang 
lagen im Bundesrat derart weit aus-
einander, dass der Kompromiss da-
rin bestand, das Fuder zu überla-
den», sagt der Direktor von Dodis, 
Sacha Zala. «Damit waren alle zu-
frieden, denn am Ende des Tages 
würde das Volk entscheiden.» 

Die unmittelbaren Schwierigkei-
ten löste das nicht. Während Felber 
und Delamuraz am EWR als Zwi-
schenetappe auf dem Weg zum  
EG-Beitritt festhielten, wuchsen 
bei ihren Kollegen die Zweifel. 

An der Bundesratssitzung vom 
17. April 1991 sezierten die Depar-
tementsvorsteher der Reihe nach
die Verhandlungen. Bundesrat Ar-
nold Koller warnte, dass immer
weniger Kreise hinter dem EWR
stünden. «In der Öffentlichkeit ist
der Eindruck entstanden, dass
sich die Schweiz tranchenweise
abschlachten lässt.»

Auch Bundesrat Kaspar Villiger, 
Vorsteher des Militärdepartements, 

warnte: «Die EG hat die Schweiz an 
die Wand gedrückt und stellt stets 
neue Forderungen. Wir bewegen 
uns auf dem Weg eines Kolonial-
staates mit Autonomiestatut.» Die 
SVP operiert bis zum heutigen Tag 
mit ähnlichen Begriffen. 

Der EWR halte für die Schweiz 
eine Reihe von Vorteilen bereit, gab 
Delamuraz zurück. Ja, «selbst ein 
schlechter Vertrag wäre geeignet, 
uns in eine bessere Position zu brin-
gen». Der Bundesrat quälte sich 
weiter. Die Spannungen, nament-
lich zwischen Cotti und Delamu-
raz, nahmen zu. 

Der Bundespräsident fasste seine 
Bedenken Anfang August erneut in 
einem Brief an Delamuraz zusam-
men. «Wenn ein Schweizer die Fol-
gen einer Entscheidung zu spüren 
bekommt, will er ein volles Mit-
spracherecht haben. Dies ist das 
Grundprinzip unserer Demokratie, 
und der EWR respektiert es nicht.»  

Im Verlaufe des Sommers be-
schloss Cotti, seine Bedenken öf-
fentlich zu machen. Dazu wählte 
er ausgerechnet den «Europatag», 

der am 7. September 1991 in Sils-
Maria GR als Teil der Feierlichkei-
ten zum 700-jährigen Bestehen der 
Eidgenossenschaft über die Bühne 
ging. Vor dem Gesamtbundesrat 
und Hunderten von Gästen setzte 
Cotti im Engadin zu seiner Grund-
satzrede an. Die tagespolitische 
Aktualität berührte er nur am Ran-
de, hielt aber fest, dass die Zustim-
mung zum EWR abzunehmen 
scheine. Delamuraz tobte. Einem 
gemeinsamen Dinner blieb der 

Waadtländer fern. Cotti habe nur 
die schlechten Punkte des EWR 
aufgezählt und die Verhandlungen 
erschwert, warf er dem Bundes
präsidenten Tage später vor.

Er setzte sich durch. Am Nach-
mittag des 19. Oktobers beschloss 
der Bundesrat an einer Klausur in 
Gerzensee BE, Felber und Delamu-
raz an die letzte Verhandlungsrun-
de zu schicken, ausgestattet mit der 

Die geheimen Europa-Protokolle der  Regierung
Gäste pilgern am 7. September 1991 
zum «Europatag» nach Sils-Maria.

Bundespräsident 
Cotti im Engadin: 
Zustimmung zum 
EWR nimmt ab. 

Delamuraz, Felber und  
der finnische Vizepremier 
Pertti Salolainen bei den 
Verhandlungen in Luxem-
burg am 21. Oktober 1991.

Bundesrat Villiger: 
«Auf dem Weg eines 

Kolonialstaates.»

Oktober 1991:  
Die Bundesräte Jean-Pascal  

Delamuraz, René Felber  
und Adolf Ogi (v. l.)  

informieren über den  
geplanten EWR-Beitritt.

Vor 30 Jahren stellte der Bundesrat die  
Weichen für einen Beitritt zum EWR und zur 
EG. Bislang unveröffentlichte Dokumente 
beleuchten die spektakuläre Vorgeschichte.

Bitte umblättern

Sackgasse steuerte
Wie der Bundesrat in die

Sperrfrist  
aufgehoben
Die Forschungsstelle Diploma­
tische Dokumente der Schweiz 
(Dodis) ist ein Institut der Schwei­
zerischen Akademie der Geistes- 
und Sozialwissenschaften und 
betreibt Grundlagenforschung  
zur Zeitgeschichte der Schweiz. 
Am 1. Januar, genau nach Ablauf 
der 30-jährigen Schutzfrist, ver­
öffentlichte Dodis eine Auswahl 
der Akten zur Schweizer Aus­
senpolitik im Jahre 1991. Die 
neu zugänglichen Dokumente 
zeigen insbesondere den drama­
tischen Abschluss der Verhand­
lungen des EWR-Vertrags. Alle 
Unterlagen sind online ein­
sehbar: dodis.ch/dds-1991

https://www.dodis.ch/DDS-1991



